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ANLAGE

Schlussfolgerungen des Rates

Verbesserung der EU-Finanzaufsicht

Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom 19. und 20. März 2009 den von der hochrangigen 
Gruppe zu Fragen der EU-Finanzaufsicht unter Vorsitz von Jacques de Larosière erstellten Bericht 
unter Berücksichtigung der daran anschließenden Mitteilung der Kommission mit dem Titel 
"Impulse für den Aufschwung in Europa" geprüft und war darin einig, "dass die Kontrolle und 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute in der EU verbessert werden muss, und dass der Bericht der 
von Jacques de Larosière geleiteten Hochrangigen Gruppe zur Finanzaufsicht die Grundlage für 
künftige Maßnahmen bildet. Der Rat wird angewiesen, den Bericht sowie die Vorschläge der 
Kommission zur Verbesserung von Kontrolle und Beaufsichtigung des Finanzsektors der EU zu 
prüfen, damit der Europäische Rat auf seiner Tagung im Juni 2009 erste Beschlüsse fassen kann.
Detailliertere Rechtsetzungsvorschläge werden im Herbst folgen."

Vor diesem Hintergrund hat der Rat unter anderem die Mitteilung der Kommission "Europäische 
Finanzaufsicht" vom 27. Mai 2009 geprüft und ist zu den nachstehenden Schlussfolgerungen 
gelangt. Der Rat pflichtet den in der Mitteilung der Kommission festgelegten Zielen bei und hebt 
hervor, dass Finanzmarktstabilität, Regulierung und Aufsicht in den Mitgliedstaaten und in der EU 
auf ambitionierte Weise verbessert werden müssen, so dass Vertrauen, Effizienz, Rechenschafts-
pflicht und Kohärenz mit den jeweiligen Zuständigkeiten für die Finanzmarktstabilität gewährleistet 
sind und gleichzeitig der Zuständigkeit der Finanzminister auf diesem Gebiet Rechnung getragen 
wird.

Der Rat UNTERSTREICHT, dass alle systemischen Risiken, die sich auf die Finanzmarktstabilität 
auswirken könnten, einer ausgewogenen Bewertung unterzogen werden müssen, und IST DER 
AUFFASSUNG, dass der Europäische Wirtschafts- und Finanzausschuss (WFA) regelmäßig und 
frühzeitig von den Analysen des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (ESRB) und der 
Europäischen Aufsichtsbehörden in Kenntnis gesetzt werden sollte, damit er die Beratungen im Rat 
vorbereiten und den Rat frühzeitig politisch beraten kann. Der Rat könnte den ESRB und die 
Aufsichtsbehörden bei Bedarf mit der Prüfung konkreter Fragen befassen.
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Zur Schaffung eines Europäischen Ausschusses für Systemrisiken:

1. Der Rat KOMMT ÜBEREIN, dass ein unabhängiges, sämtliche Finanzsektoren abdeckendes 
Gremium – ohne Rechtspersönlichkeit – für die makroökonomische Aufsicht, der Europäische 
Ausschuss für Systemrisiken, geschaffen werden sollte, das unbeschadet der Aufgaben und 
Zuständigkeiten bereits bestehender Gremien folgende Aufgaben wahrnehmen sollte:

i. Festlegung aller Informationen, die für die Feststellung, Beobachtung und Bewertung 
potenzieller Risiken für die Finanzmarktstabilität in der EU, die sich aus makroökonomi-
schen Entwicklungen und aus Entwicklungen innerhalb des Finanzsystems insgesamt 
ergeben, maßgeblich sind, sowie je nach Bedarf Zugang zu diesen Informationen und/oder 
ihre Erfassung, und Auswertung dieser Informationen;

ii. Ermittlung und rangmäßige Einordnung dieser Risiken;

iii. Risikowarnungen an politische Entscheidungsträger und Aufsichtsbehörden, wenn Risiken 
signifikant erscheinen;

iv. bei Bedarf Erteilung von Empfehlungen oder Beratung zu Maßnahmen (gegebenenfalls auch 
zu gesetzlichen Maßnahmen), die als Reaktion auf die festgestellten Risiken zu treffen sind;

v. Durchführung der vorgeschriebenen Überwachung der Maßnahmen, die im Anschluss an 
Warnungen und Empfehlungen durchgeführt werden; und

vi. effiziente Koordinierung mit dem IWF, dem Rat für Finanzstabilität und entsprechenden 
Partnern in Drittländern.

2. Der Rat IST DER AUFFASSUNG, dass Risikowarnungen und Empfehlungen zur Finanzmarkt-
stabilität allgemeiner Natur sein oder einzelne Mitgliedstaaten oder Gruppen von Mitglied-
staaten betreffen könnten und dass sie an den Rat und gegebenenfalls an die innerhalb des
Europäischen Finanzaufsichtssystems einzurichtenden neuen Europäischen Finanzaufsichts-
behörden übermittelt werden sollten, damit auf der geeigneten Ebene Abhilfemaßnahmen 
getroffen werden können. Die Beratungen des Rates werden vom Wirtschafts- und Finanz-
ausschuss im Einklang mit seiner im Vertrag festgelegten Rolle vorbereitet.
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3. Der Rat STELLT FEST, dass davon ausgegangen wird, dass die Empfehlungen des 
Europäischen Ausschusses für Systemrisiken starken Einfluss auf die Adressaten ausüben, vor 
allem durch die hohe Qualität der Analysen und der Mitarbeiter des Ausschusses, und durch 
Mechanismen, die die Adressaten dazu verpflichten, sich je nach Sachlage vor dem Rat 
und/oder den Europäischen Finanzaufsichtsbehörden entsprechend zu rechtfertigen, wenn sie 
untätig bleiben (nach dem Grundsatz "handeln oder rechtfertigen"). Kommt der Europäische 
Ausschuss für Systemrisiken zu dem Schluss, dass die Reaktion unzureichend ist, wird sie je 
nach Sachlage den Rat informieren. Der Europäische Ausschuss für Systemrisiken könnte 
fallweise entscheiden, die Empfehlungen nach Konsultation des Rates zu veröffentlichen. Bei 
der Umsetzung all dieser Prozesse sollte der Rolle des WFA in vollem Umfang Rechnung 
getragen werden.

4. Der Rat KOMMT ÜBEREIN, dass der Europäische Ausschuss für Systemrisiken wie folgt 
aufgebaut sein sollte (weitere Einzelheiten dazu sind in der Anlage zur Anlage enthalten):

Ein Lenkungsausschuss, dessen Zusammensetzung ebenfalls in der Anlage zur Anlage dargelegt 
ist, legt das Arbeitsprogramm fest und bereitet die Entscheidungen des Europäischen Aus-
schusses für Systemrisiken vor.

Einem Verwaltungsrat gehören die 27 Zentralbankpräsidenten, der Präsident der EZB (und 
gegebenenfalls ihr Vizepräsident – siehe Anlage zur Anlage), die drei Vorsitzenden der EU-
Ausschüsse der Aufsichtsbehörden/Europäischen Finanzaufsichtsbehörden und ein Mitglied der 
Kommission als stimmberechtigte Mitglieder an; weiter gehören dem Verwaltungsrat der 
Vorsitzende des WFA sowie Vertreter der nationalen Aufsichtsbehörden (ein Vertreter je 
Mitgliedstaat) als nicht stimmberechtigte Mitglieder an. Der Europäische Ausschuss für 
Systemrisiken wird unabhängig sein und seine Mitglieder lassen sich bei der Erfüllung ihrer 
Pflichten von den allgemeinen Interessen der Gemeinschaft leiten.

5. Der Rat IST DER AUFFASSUNG, dass die EZB den Europäischen Ausschuss für System-
risiken analytisch, statistisch, administrativ und logistisch unterstützen und sich dabei auch auf 
fachliche Beratung durch die nationalen Zentralbanken und die nationalen Aufsichtsbehörden 
stützen sollte. Der Europäische Ausschuss für Systemrisiken könnte außerdem bei Bedarf 
Stellungnahmen von Interessenvertretern aus der Privatwirtschaft, einschließlich Verbrauchern, 
einholen.

6. Der Rat BETONT, dass der Europäische Ausschuss für Systemrisiken dem Rat und dem 
Europäischen Parlament mindestens zweimal jährlich – und im Bedarfsfall auch öfter – Bericht 
erstatten muss, um die Rechenschaftspflicht zu gewährleisten.
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Zur Schaffung eines Europäischen Finanzaufsichtssystems:

7. Im Anschluss an die am 14. Mai 2008 vereinbarten Fahrpläne1 KOMMT der Rat ÜBEREIN, 
dass die Empfehlung der de-Larosière-Gruppe, ein Europäisches Finanzaufsichtssystem zu 
schaffen, unverzüglich durchgeführt und zum Abschluss gebracht werden sollte. Deshalb 
ersucht der Rat die Kommission und alle anderen relevanten Akteure, entsprechende Initiativen 
zu ergreifen, die unter anderem auf Folgendes abzielen sollten: 

· Verbesserung der Qualität der Aufsicht und Stärkung der nationalen Aufsichtsbehörden, 
indem ein Prozess in Gang gesetzt wird, der dazu führt, dass die Beaufsichtigungs- und 
Sanktionierungssysteme in den Mitgliedstaaten weitaus umfangreichere und kohärente 
Befugnisse erhalten, und gleichzeitig bewirkt, dass die Zuständigkeiten, Mandate und 
Befugnisse der Aufsichtsbehörden so weit wie möglich aneinander angeglichen werden;

· Verbesserung der Aufsicht über grenzüberschreitend tätige Gruppen, indem die Schaffung 
von Aufsichtskollegien für alle großen grenzüberschreitend tätigen Finanzunternehmen in 
der Europäischen Union bis Ende 2009 zum Abschluss gebracht wird; 

· Erstellung eines gemeinsamen Regelbuchs, das einen Kern von EU-weit geltenden Regeln 
und Standards enthält, die unmittelbar auf alle im Binnenmarkt tätigen Finanzinstitute 
anwendbar sind, damit etwaige wesentliche Unterschiede zwischen den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften festgestellt und beseitigt werden können.

8. Der Rat EMPFIEHLT, dass ein Europäisches Finanzaufsichtssystem in Form eines operativen 
europäischen Netzverbunds geschaffen wird, der auf Aufgabenteilung und gegenseitiger Unter-
stützung beruht. Auf EU-Ebene sollten die derzeitigen EU-Ausschüsse der Aufsichtsbehörden 
(Ausschuss der europäischen Bankaufsichtsbehörden, Ausschuss der Europäischen Aufsichts-
behörden für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung und Ausschuss der 
europäischen Wertpapierregulierungsbehörden) in folgende Europäische Finanzaufsichts-
behörden mit Rechtspersönlichkeit nach dem Gemeinschaftsrecht umgewandelt werden: eine 
Europäische Bankaufsichtsbehörde (European Banking Authority – EBA), eine Europäische 
Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (European 
Insurance and Occupational Pensions Authority – EIOPA) und eine Europäische Wertpapier-
aufsichtsbehörde (European Securities and Markets Authority – ESMA). Die Zuständigkeit für 
die laufende Beaufsichtigung der einzelnen Firmen sollte weiterhin bei den nationalen Auf-
sichtsbehörden liegen. Ein Lenkungsausschuss der Europäischen Finanzaufsichtsbehörden sollte 
zur Verbesserung des gegenseitigen Verständnisses, der Zusammenarbeit und kohärenter Auf-
sichtskonzepte – insbesondere in Bezug auf Finanzkonglomerate – und zur Koordinierung des 
erforderlichen Informationsaustauschs zwischen den Europäischen Finanzaufsichtsbehörden 
und dem Europäischen Ausschuss für Systemrisiken eingerichtet werden.

  
1 Siehe Dok. 9056/08 EF 27 ECOFIN 158 + COR 1.
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9. Der Rat HEBT HERVOR, dass – unbeschadet der Anwendung des Gemeinschaftsrechts und in 
Anerkennung der Verpflichtungen oder Eventualverbindlichkeiten, die sich für die 
Mitgliedstaaten unter Umständen ergeben, – die mittels der nachstehend aufgeführten 
Mechanismen gefassten Entscheidungen keine Auswirkungen auf die haushaltspolitische 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten haben sollten. Der Rahmen für die Ausübung der 
vorgenannten Zuständigkeiten sollte zeitgleich mit der Einrichtung der Europäischen 
Finanzaufsichtsbehörden erschöpfend und sehr detailliert in den einschlägigen sektorbezogenen 
Rechtsvorschriften festgelegt werden. Außerdem muss jede von den Europäischen 
Aufsichtsbehörden oder der Kommission gefasste verbindliche Entscheidung von den 
europäischen Gerichtshöfen überprüft werden können. Der Rat IST daher DER 
AUFFASSUNG, dass die Europäischen Finanzaufsichtsbehörden mit folgenden Aufgaben 
betraut und mit den nachstehenden Befugnissen ausgestattet werden sollten:

i. Sie sollten gewährleisten, dass die nationalen Aufsichtsbehörden ein einheitliches System 
harmonisierter Vorschriften und kohärenter Aufsichtspraktiken anwenden, und zwar durch

a) die Ausarbeitung verbindlicher harmonisierter fachlicher Standards in den im Gemein-
schaftsrecht festzulegenden Bereichen. Diese Standards sollten von einem festen Termin 
an gelten, vorausgesetzt, die Kommission billigt sie;

b) die Erstellung unverbindlicher Standards, Empfehlungen und Auslegungsleitlinien, die 
die zuständigen nationalen Behörden bei Einzelentscheidungen anzuwenden hätten.

ii. Sie sollten eine gemeinsame Aufsichtskultur und kohärente Aufsichtspraktiken gewähr-
leisten:

Die Europäischen Finanzaufsichtsbehörden sollten dafür zuständig sein, eine gemeinsame 
europäische Aufsichtskultur zu begründen, für kohärente Aufsichtspraktiken zu sorgen und 
für Gruppen insgesamt geltende einheitliche Vorgehensweisen und kohärente Konzepte zu 
gewährleisten, indem sie 

o Leitlinien für praktische Aufsichtsbelange im Hinblick auf einen gemeinsamen 
Aufsichtsrahmen erstellen;

o eine Ex-ante-Koordinierung von im Rahmen der Beaufsichtigung durchgeführten 
Risiko- und Verhaltensanalysen von Finanzinstituten und Finanzgruppen vornehmen;

o Vergleichsgruppenanalysen für Finanzinstitute und Finanzgruppen insgesamt durch-
führen, um für Kohärenz bei den aufsichtsbehördlichen Ergebnissen zu sorgen;

o bei Bedarf als Beobachter an den Sitzungen von Aufsichtskollegien teilnehmen, um 
mögliche Widersprüchlichkeiten zu ermitteln und zu beseitigen;
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o praktische Fragen erfassen, die im Zusammenhang mit der Durchführung des 
Gemeinschaftsrechts und der Standards der Europäischen Finanzaufsichtsbehörden 
auftreten, und für eine binnenmarktweite kohärente Auslegung sorgen;

o auf allgemeinerer Ebene gemeinsame Ausbildungsprogramme für die Bediensteten 
der Aufsichtsbehörden entwickeln und einen Personalaustausch aufbauen;

o unbeschadet der Rolle der europäischen Organe eine gewisse Rolle bei internationalen 
Fragen, einschließlich technischer Regelungen und der Vorbereitung von Gleichwer-
tigkeitsbeurteilungen, zugewiesen bekommen sollten. 

iii. Sie sollten Informationen über die mikroökonomische Aufsicht erheben:

Die Europäischen Finanzaufsichtsbehörden sollten für die Festlegung, Erhebung und 
Zusammenführung sämtlicher einschlägiger Informationen der mikroökonomischen 
Aufsicht zuständig sein, die sie von den nationalen Aufsichtsbehörden erhalten.

Zu diesem Zweck sollten sie eine zentrale europäische Datenbank einrichten und verwalten.
Diese Informationen stünden den jeweiligen Behörden in den Aufsichtskollegien zur 
Verfügung und sollten vorbehaltlich spezieller Vertraulichkeitsvereinbarungen an den Euro-
päischen Ausschuss für Systemrisiken weitergegeben werden. Die Kommission wird ersucht 
zu prüfen, in welchem Umfang geltende sektorbezogene Rechtsvorschriften geändert 
werden müssten.

iv. Sie sollten eine kohärente Anwendung der EU-Vorschriften in Fällen gewährleisten, die in 
den Gemeinschaftsrechtsvorschriften noch eindeutiger zu regeln sind, wie beispielsweise 

a) offenkundiger Verstoß gegen EU-Recht oder gegen Standards der Europäischen Finanz-
aufsichtsbehörden:

Unbeschadet der im EG-Vertrag festgelegten Verfahren zur Gewährleistung der Beachtung 
des Gemeinschaftsrechts sollte außerdem ein Mechanismus geschaffen werden, mit dem die 
Nichteinhaltung der Regeln seitens einer nationalen Aufsichtsbehörde korrigiert würde, die 
offensichtlich von den bestehenden Gemeinschaftsvorschriften und den verbindlichen har-
monisierten fachlichen Standards der Europäischen Finanzaufsichtsbehörden abweicht.
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Dieser Mechanismus sollte den Europäischen Finanzaufsichtsbehörden die Möglichkeit 
geben, Empfehlungen an die zuständige nationale Aufsichtsbehörde zu richten. Sollte die 
offenkundige Nichteinhaltung des Gemeinschaftsrechts andauern, so könnte die Kommis-
sion die nationale Aufsichtsbehörde auffordern, entweder eine bestimmte Maßnahme zu 
ergreifen oder von Maßnahmen abzusehen, um die uneingeschränkte Einhaltung des 
Gemeinschaftsrechts sicherzustellen.

b) Meinungsunterschiede zwischen den nationalen Aufsichtsbehörden oder innerhalb eines 
Aufsichtskollegiums

Im Falle von Meinungsunterschieden zwischen den nationalen Aufsichtsbehörden bezüglich 
der ordnungsgemäßen Durchsetzung des EU-Rechts oder im Falle von Meinungsunterschie-
den zwischen den nationalen Aufsichtsbehörden innerhalb eines Aufsichtskollegiums sollten 
die Europäischen Aufsichtsbehörden einen Dialog erleichtern und den Aufsichtsbehörden 
dabei helfen, zu einer Einigung zu gelangen. Eine überwältigende Mehrheit befürwortet, 
dass die Europäischen Finanzaufsichtsbehörden, wenn die nationalen Aufsichtsbehörden 
oder Aufsichtskollegien nach einer Schlichtungsphase keine Einigung haben erzielen kön-
nen, die Angelegenheit per verbindlicher Entscheidung regeln. Die übrigen Mitgliedstaaten
lehnen diesen Ansatz ab, da dies ihrer Ansicht nach in die haushaltspolitische Zuständigkeit 
der Mitgliedstaaten eingreifen könnte. In dem von der Kommission vorzulegenden 
Rechtstext sollten Geltungsbereich und Modalitäten dieses Mechanismus genau festgelegt 
und gewährleistet werden, dass diese Befugnis in keiner Weise in die haushaltspolitische 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten eingreift.

v. Sie sollten umfassende Aufsichtsbefugnis über einige spezifische europaweit agierende 
Einrichtungen erhalten:

Eine überwältigende Mehrheit befürwortet, dass die Kommission Vorschläge für 
EU-Rechtsvorschriften vorlegt, durch die den Europäischen Finanzaufsichtsbehörden die 
Zuständigkeit für die Zulassung und Beaufsichtigung bestimmter spezifischer europaweit 
tätiger Einrichtungen, wie beispielsweise Rating-Agenturen und EU-Clearingstellen mit 
zentraler Gegenpartei, zuerkannt wird. Die übrigen Mitgliedstaaten lehnen diesen Ansatz ab, 
da dies ihrer Ansicht nach in die haushaltspolitische Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
eingreifen könnte. Alle Mitgliedstaaten sind sich darin einig, dass diese umfassende
Aufsichtsbefugnis nicht auf Finanzkonglomerate, Banken, Versicherungsgesellschaften oder 
Wertpapierfirmen und andere Finanzinstitute ausgedehnt werden sollte, deren 
Zusammenbruch zu einer finanziellen Belastung für die Mitgliedstaaten führen könnte. In 
dem von der Kommission vorzulegenden Rechtstext sollten Geltungsbereich und 
Modalitäten dieses Mechanismus genau festgelegt und gewährleistet werden, dass diese 
Befugnis in keiner Weise in die haushaltspolitische Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
eingreift.
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vi. Sie sollten ein koordiniertes Vorgehen in Krisensituationen gewährleisten:

Die Kommission wird ersucht auszuloten, auf welche Weise die Europäischen Finanz-
aufsichtsbehörden in Krisensituationen eine starke Koordinierungsrolle bei den Aufsichts-
behörden übernehmen können, indem sie unter anderem die Zusammenarbeit und den 
Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden fördern und erforderlichenfalls 
als Vermittler tätig werden, unter uneingeschränkter Achtung der Zuständigkeit der 
nationalen Behörden für die Wahrung der Finanzmarktstabilität und für das Krisenmanage-
ment in Bezug auf potenzielle fiskalpolitische Auswirkungen und uneingeschränkter 
Achtung der Zuständigkeiten der Zentralbanken, insbesondere was die Bereitstellung von 
Liquiditätsspritzen im Krisenfall anbelangt. Eine überwältigende Mehrheit befürwortet, dass 
die Kommission die Frage prüft, ob die Europäischen Finanzaufsichtsbehörden in Krisen-
situationen befugt sein sollten, spezielle Krisenentscheidungen – wie z.B. kurzfristige 
Verkaufsbeschränkungen – zu treffen, die im Gemeinschaftsrecht festzulegen wären. Die 
übrigen Mitgliedstaaten lehnen diesen Ansatz ab, da dies ihrer Ansicht nach in die 
haushaltspolitische Zuständigkeit der Mitgliedstaaten eingreifen könnte. In der von der 
Kommission vorzunehmenden Überprüfung sollten Geltungsbereich und Modalitäten dieses 
Mechanismus genau festgelegt und gewährleistet werden, dass diese Befugnisse in keiner 
Weise in die haushaltspolitische Zuständigkeit der Mitgliedstaaten eingreifen.

10. Der Rat BETONT, dass es von entscheidender Bedeutung sein wird, die Unabhängigkeit der 
Europäischen Finanzaufsichtsbehörden gegenüber den nationalen Behörden außer den 
nationalen Aufsichtsbehörden und gegenüber den europäischen Organen zu gewährleisten. Die 
Europäischen Finanzaufsichtsbehörden sollten über ihren eigenen Haushalt verfügen, der im 
Umfang ihren Verpflichtungen angemessen ist, und für sie sollten Regeln gelten, durch die ihre 
Effizienz und ihre Unabhängigkeit sowie ihre Rechenschaftspflicht gegenüber dem Rat, dem 
Parlament und der Kommission gewährleistet werden. Entsprechend dem Vorbild der bestehen-
den EU-Ausschüsse der Aufsichtsbehörden sollten ihnen hochrangige Vertreter aller einschlägi-
gen nationalen Aufsichtsbehörden angehören. Einzelheiten zu Management, organisatorischem 
Aufbau und Finanzfragen sollten in geeigneten Gemeinschaftsrechtsvorschriften geregelt 
werden. Die Europäischen Finanzaufsichtsbehörden sollten über hauptamtliche Vorsitzende 
verfügen.
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11. Der Rat UNTERSTÜTZT die Beschleunigung der Arbeiten, die auf die Schaffung eines 
umfassenden grenzübergreifenden Rahmens zur Stärkung der Systeme der Europäischen Union 
für das Finanzkrisenmanagement ausgerichtet sind, und fordert die Kommission auf, geeignete 
Vorschläge hierzu und auch zu Garantieregelungen und zur Liquidation von Finanzinstituten 
vorzulegen, und er ruft den WFA auf, seine Tätigkeiten in diesem Bereich auf der Grundlage 
der mit der Vereinbarung über die länderübergreifende Finanzmarktstabilität gewonnenen 
Erfahrungen fortzusetzen.

WEITERES VORGEHEN:

Der Rat IST DER ANSICHT, dass die Kommission alle notwendigen Vorschläge bis spätestens 
Anfang Herbst 2009 vorlegen sollte. In den Gesetzentwürfen für die Schaffung des Europäischen 
Ausschusses für Systemrisiken und der Europäischen Finanzaufsichtsbehörden sollten unter 
anderem die vorgenannten organisatorischen und strukturellen Aspekte sowie der Mechanismus, 
der eine enge Zusammenarbeit des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken und der Europäi-
schen Finanzaufsichtsbehörden ermöglichen soll, im Einzelnen geregelt werden. Ziel sollte es sein, 
dass die Schaffung des neuen Europäischen Finanzaufsichtssystems, das sowohl eine makro- als 
auch eine mikroökonomische Aufsichtskomponente umfasst, im Laufe des Jahres 2010 vollständig 
abgeschlossen wird. Mit den vorliegenden Schlussfolgerungen wird der Wahl der Rechtsgrundlage 
für die Schaffung der Finanzaufsichtsstrukturen nicht vorgegriffen, die erst im Lichte des Inhalts 
und der Ziele der Rechtsetzungsvorschläge festgelegt werden kann. Der Rat STIMMT DARIN 
ÜBEREIN, dass die Funktionsweise des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken und der 
Europäischen Finanzaufsichtsbehörden spätestens drei Jahre nach deren Errichtung überprüft 
werden sollte.
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ANLAGE ZUR ANLAGE

Vorgeschlagene Zusammensetzung des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken und 
seines Lenkungsausschusses:

Dem Lenkungsausschuss gehören an:

– der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende des Europäischen Ausschusses für System-
risiken;

– zwei weitere Mitglieder des Europäischen Ausschusses, die Vertreter von Zentralbanken sind 
(eines aus einem Mitgliedstaat, der dem Euro-Währungsgebiet angehört, und eines aus einem 
Mitgliedstaat, das nicht zum Euro-Währungsgebiet gehört);

– die Vorsitzenden der drei neuen Europäischen Finanzaufsichtsbehörden;
– ein Kommissionsmitglied;
– der Vorsitzende des WFA.

Dem Verwaltungsrat gehören an:

– als Vorsitzender: der Präsident der EZB, oder alternativ ein Präsident einer nationalen Zentral-
bank (von den Mitgliedern des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken gewählt);

– als stellvertretender Vorsitzender: eine von den Mitgliedern des Europäischen Ausschusses für
Systemrisiken gewählte Person;

– die Präsidenten der 27 nationalen Zentralbanken;
– der Präsident der EZB (sollte dieser den Vorsitz des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken 

wahrnehmen, würde die EZB durch ihren stellvertretenden Präsidenten vertreten werden);
– die Vorsitzenden der drei Europäischen Finanzaufsichtsbehörden;
– ein Mitglied der Europäischen Kommission;

– der Vorsitzende des WFA*;

ein Vertreter der nationalen Aufsichtsbehörden*, der den Zentralbankpräsidenten begleitet (nach 
einer 1+1-Formel).

Den Vorsitz im Lenkungsausschuss führt ebenfalls der Vorsitzende des Europäischen Ausschusses 
für Systemrisiken oder – in dessen Abwesenheit – der stellvertretende Vorsitzende.

* Nicht stimmberechtigte Mitglieder.
_________________


